
recht zu werden. Denn die berichtigte Aussage des Täters
kann in diesem Fall nach wie vor der Entscheidung zugrunde
gelegt werden, und auch einem Dritten ist noch kein Schaden
entstanden. Weiterhin führt die Anwendung des § 158 StGB
nicht zwingend zur Straffreiheit des Täters, sondern lediglich
zu einer Ermessensentscheidung, in deren Rahmen das Ge-
richt auch die Umstände des Einzelfalls berücksichtigen
kann.

Zuletzt stellt sich noch die Frage, ob § 158 StGB lediglich auf
vollendete Taten Anwendung findet.

Fall 16: A wird im Strafprozess gegen B als Zeuge vernommen. Um
den B zu decken, sagt er falsch aus. Noch während seiner Verneh-
mung wird A vom Staatsanwalt auf Widersprüche hingewiesen und
darauf, dass ihm ein Strafverfahren wegen seiner Falschaussage
drohe. Nach der Vernehmung beantragt der Staatsanwalt die Ver-
eidigung des A. Aus Angst vor Bestrafung spricht A die Eidesformel
nicht zu Ende, sondern korrigiert seine Aussage und schildert den
Sachverhalt, wie er sich tatsächlich zugetragen hat.

In Fall 16 ist die Vereidigung noch nicht abgeschlossen, als A
seine Aussage korrigiert. Damit ist die Tat noch nicht voll-
endet, sodass A vom Versuch des Meineids gem. §§ 154, 22,
23 I StGB noch strafbefreiend zurücktreten konnte. Aller-
dings setzt der Rücktritt nach § 24 I 1 StGB Freiwilligkeit
voraus, was nach der herrschenden psychologisierenden Be-
trachtungsweise bedeutet, dass der Täter aus autonomen Be-
weggründen handeln muss. Die Angst vor Bestrafung stellt
jedoch einen heteronomen Gesichtspunkt dar, sodass ein
Rücktritt aus diesem Grund scheitern würde. Dies würde
jedoch dazu führen, dass der Täter, der vor Vollendung der
Tat seine Aussage aus heteronomen Gründen korrigiert,
schlechter stehen würde als derjenige, der sie erst nach Tat-
vollendung korrigiert, da der § 158 StGB gerade keine Frei-
willigkeit voraussetzt. Aus diesem Grund ist der § 158 StGB
auch schon vor Vollendung anwendbar, sofern nicht bereits
ein Rücktritt nach § 24 StGB vorliegt.64

64 BGHSt 4, 172 (175) = NJW 1953, 1191 (1192); Eisele JA 2011, 667 (671); Arzt/
Weber/Heinrich/Hilgendorf StrafR BT, 4. Aufl. 2021, § 47 Rn. 125.
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& SACHVERHALT

Der international bekannte Rockstar W befindet sich auf Europatournee. Die privat betriebe-
ne Messe-GmbH (M-GmbH) schließt mit W am 23.7.2023 einen Vertrag über die Veranstal-
tung eines Tournee-Konzerts in der von M betriebenen Mehrzweckhalle in Frankfurt a.M. Es
wird dabei vereinbart, dass der Auftritt des W am Abend des 1.3.2024 stattfinden und W eine
Vergütung iHv 50.000 EUR erhalten soll, was dem üblichen Honorar für Auftritte des W
entspricht.

Einige Zeit nach dem Vertragsschluss regt sich jedoch öffentliche Kritik am Auftritt des W –
wie dies bereits bei vorherigen Auftritten des W an anderen Orten der Fall gewesen ist. Seit
Jahren nämlich gerät W, was allgemein und damit auch der M-GmbH bekannt ist, regelmäßig
wegen Äußerungen in die Schlagzeilen, die als antisemitisch und israelfeindlich gewertet
werden. Auch bekundete W vor Abschluss des Vertrags mit der M-GmbH mehrfach seine
Sympathien für die internationale israelkritische Bewegung „Boycott, Divestment and Sancti-
ons“ (BDS). Die 2005 gegründete BDS-Bewegung ruft zum Boykott gegen Israel, israelische

* Die Autorin Dieckmann ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht und Rechtsgeschichte (Prof.
Dr. Thorsten Keiser) der Justus-Liebig-Universität Gießen; der Autor Otto ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Bürgerliches Recht, Handels- und Gesellschaftsrecht und Recht der Digitalisierung (Prof. Elena Dubovitskaya) ebenda. Die
Autoren danken Herrn Prof. Dr. Keiser für Anregungen und Hinweise. Der Fall war Gegenstand einer mündlichen Examens-
prüfung und ist angelehnt an die causa Roger Waters; vgl. VG Frankfurt a.M. NVwZ 2023, 777 mBespr Hufen JuS 2024, 375. Im
Gegensatz zum Sachverhalt, der dem dort entschiedenen Fall zugrunde liegt, ist der vorliegende Sachverhalt nicht im Öffent-
lichen Recht, sondern im Privatrecht angesiedelt.

THEMATIK

SCHWIERIGKEITSGRAD
BEARBEITUNGSZEIT

HILFSMITTEL

AUFSATZ STRAFRECHT · DIE AUSSAGEDELIKTE (§§ 153 FF. STGB)

7/2025 537

Ü
B

U
N

G
SB

LÄ
TT

ER
ST

U
D

IU
M



Waren und Dienstleistungen sowie israelische Sport-, Kultur- und Wissenschaftsinstitutionen
auf und wurde durch einen Beschluss des Bundestags (BT-Drs. 19/10191) als antisemitisch
eingestuft.

Nachdem sich infolge der Verschärfung des israelisch-palästinensischen Konflikts im Nahen
Osten im Oktober 2023 die Kritik in der Öffentlichkeit an W und dessen Auftritt in Frank-
furt a.M. verstärkt hat, beschließt die Geschäftsführung der M-GmbH, das Konzert abzusa-
gen und den Vertrag mit W „unverzüglich aus wichtigem Grund außerordentlich“ zu kündi-
gen, obgleich W nach Abschluss des Vertrags mit der M-GmbH keine politischen Äußerun-
gen mehr getätigt hat. Die M-GmbH stützt sich zur Begründung der außerordentlichen
Kündigung auf die zunehmende Kritik an W sowie auf den von außen auf ihr lastenden
Druck. Sie wolle unter den veränderten Umständen auf gar keinen Fall an dem Vertrag mit W
festhalten; ein Festhalten am Vertrag sei ihr auch nicht zumutbar. Die M-GmbH fürchtet um
ihren Ruf, eine schlechte Publicity und einen Umsatzrückgang infolge einer verminderten
Nachfrage nach Karten für das Konzert mit W.

Als das Schreiben der M-GmbH am 1.11.2023 bei W eintrifft, erklärt er die Kündigung für
„null und nichtig“. W besteht darauf, die Veranstaltung wie geplant durchzuführen. Die
M-GmbH beharrt indes darauf, dass der Vertrag mit W aufgelöst und sie daher aller ihrer
sich daraus ergebenden Pflichten ledig sei. Sie verweigert dem W nach dessen Aufforderung
am Morgen des 1.3.2024 endgültig die Bereitstellung der Mehrzweckhalle.

W fordert die Zahlung der vereinbarten Vergütung. Zudem sind ihm Werbekosten iHv
4.000 EUR entstanden, die sich so „nicht gelohnt“ hätten. W legt dar, dass er im Rahmen des
Konzerts durch den Verkauf von Fanartikeln Einnahmen iHv 10.000 EUR hätte erzielen
können.

Welche Ansprüche hat W gegen die M-GmbH?

Bearbeitervermerk: Die Vertragsparteien haben § 648 BGB abbedungen.

& LÖSUNG

A. ANSPRUCH DES W GEGEN DIE M-GMBH AUF ZAHLUNG DER VERGÜTUNG IHV
50.000 EUR GEM. § 631 I BGB

I. Vertragsschluss

Am 23.7.2023 schlossen die M-GmbH und W einen Vertrag. Die M-GmbH ist als juristische
Person gem. § 13 I GmbHG rechtsfähig. Es ist davon auszugehen, dass sie im Rahmen des
Vertragsschlusses ordnungsgemäß durch ihren Geschäftsführer gem. § 35 I 1 GmbHG,
§ 164 I, II BGB vertreten wurde.

II. Vertragstypologische Einordnung

Zwischen der Veranstalterin und W ist ein sog. Konzertvertrag geschlossen worden (vgl.
Zumpf ZUM 2016, 393). Die Hauptleistungspflichten des Vertrags bestehen in der Verpflich-
tung des Künstlers zur Erbringung der musikalischen Darbietung einerseits und der Durch-
führung der Veranstaltung sowie Zahlung der vereinbarten Vergütung durch den Veranstalter
andererseits (Zumpf ZUM 2016, 393 (393 f.)). Die vertragstypologische Einordnung eines
solchen „Konzertvertrags“ ist nicht eindeutig. Er könnte eine Ausprägung eines kodifizierten
Vertragstyps oder aber eine Kombination verschiedener Elemente mehrerer gesetzlich ge-
regelter Vertragstypen darstellen (sog. gemischter Vertrag).

1. Arbeitsvertrag, § 611a BGB

Die M-GmbH und W könnten einen Arbeitsvertrag geschlossen haben. Durch einen Arbeits-
vertrag wird der Arbeitnehmer gem. § 611a I 1 BGB zur Leistung weisungsgebundener,
fremdbestimmter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet. Entscheidend für die
Arbeitnehmereigenschaft ist der Grad der persönlichen Abhängigkeit (BeckOGK/Maties,
beck-online Großkommentar, 1.2.2025, BGB § 611a Rn. 105). Wichtige Indizien für einen
hinreichenden Grad persönlicher Abhängigkeit sind wiederum die fachliche Weisungsgebun-
denheit sowie die Eingliederung in den Betrieb des Dienstberechtigten (BeckOGK/Maties,
1.2.2025, BGB § 611a Rn. 107). Mangels gegenteiliger Anhaltspunkte im Sachverhalt hat es
sich die M-GmbH vertraglich nicht vorbehalten, inhaltlichen Einfluss auf die musikalischen
Darbietungen des W zu nehmen. Auch entspricht es der Verkehrssitte, dass Künstler bei
derartigen Auftritten frei darüber entscheiden können, welche Stücke aus ihrem Repertoire

Rechtsnatur eines
Konzertvertrags
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